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Ein sensationelles Urteil fällte 
das Bundesverwaltungsgericht 
in Leipzig im September. Zum 
Schutz vor gesundheitsschädli-
chem Feinstaub haben Anwoh-
ner stark befahrener Straßen ei-
nen Rechtsanspruch auf Schutz-
maßnahmen wie Verkehrsbe-
schränkungen. Geklagt hatte 
der Geschäftsführers der baye-
rischen Grünen, Dieter Jane-
cek, der in München an einer 
der bundesweit am stärksten 
belasteten Straßen wohnt. Wie 
das Urteil nun tatsächlich um-
gesetzt wird, ist unklar.

Die Münchner Grünen for-
dern seit langem konkrete und 
wirksame Maßnahmen ge-
gen die Feinstaubbelastung der 
MünchnerInnen – etwa ein ge-
nerelles Tempolimit bei Über-
schreitung der Grenzwerte, au-
tofreie Tage, Zufahrtsdosie-
rung an der Stadtgrenze, Aus-
weitung der Parkraumbewirt-
schaftung in den Stadtteilzent-
ren oder auch temporäre Sper-
rungen von Straßen zugunsten 
von Rad- und Fußverkehr.

Beschlossen wurde vom 
Münchner Stadtrat immerhin 
die Einführung einer Umwelt-
zone im Stadtzentrum. Um-
weltzonen sind Gebiete, in de-
nen nur Fahrzeuge fahren dür-
fen, wenn sie bestimmte Abgas-

Standards einhalten – sie wer-
den mit Plaketten gekennzeich-
net. Wagen mit hohen Emissi-
onswerten, also Dieselfahrzeu-
ge ohne Rußfilter und Wagen 
ohne Katalysator, dürfen nicht 
in die Umweltzonen.

Beispielsweise in Berlin, 
Schweinfurt oder Stuttgart sind 
solche Umweltzonen geplant. 
Allerdings verzögert sich das 
Unterfangen. Hintergrund sind 
Probleme der deutschen Städte 

und Gemeinden, sich auf ein-
heitliche Ausnahmeregelungen 
zu einigen, die möglichst und 
sinnvollerweise nicht in jeder 
Stadt anders gestaltet sein soll-
ten. Als realistischer Termin 
für den Start der Umweltzone 
in München wird der Oktober 
2008 anvisiert.

In Bayreuth werden Um-
weltzonen bisher nicht in Er-
wägung gezogen, aber ein vom 
Bayerischen Umweltministeri-
um erstellter Luftreinhalteplan 
schlägt zahlreiche auf die Stadt 
abgestimmte Maßnahmen vor: 
von der Förderung des Radver-
kehrs, dem Einsatz von Erdgas-
bussen und Busbeschleunigung 
durch Ampelanlagen und Bus-
spuren bis hin zur Empfehlung, 
Straßenneubau zu vermeiden.

Und Bamberg?

Schon mehrmals war Fein-
staub das Thema im Bamber-
ger Stadtrat, zuletzt aufgrund 
eines Antrags der GAL in die-
sem Jahr. Die Krux in Bamberg 
ist der Streit um Messergebnis-
se. Die Messstation des Bayeri-
schen Landesamts für Umwelt-
schutz, die repräsentativ für die 
Feinstaubbelastung von ganz 
Bamberg sein soll, liegt seit lan-
gem an der Löwenbrücke beim 
Hallenbad – also an einer nicht 
allzu befahrenen Straße und di-
rekt in der Frischluftschneise 
Rhein-Main-Donau-Kanal. Um 
brauchbarere Erkenntnisse für 
belastete Straßen in Bamberg 
zu gewinnen, hat die Stadt des-
halb vor Ort mit einem mobilen 

Messwagen eigene Messungen 
vorgenommen. Und die Ergeb-
nisse zeigen: Auch in Bamberg 
werden höchstwahrscheinlich 
übers Jahr an einigen Straßen 
die EU-Grenzwerte überschrit-
ten (siehe Tabelle).

Doch das Landesamt für 
Umweltschutz erkannte diese 
Messungen nicht an, denn sie 
waren ja nur punktuell, an 10 
bis 35 Tagen im Jahr, und da-
mit nicht hinreichend aussage-
kräftig. Einen Luftreinhalte-
plan zu erstellen, weigerte man 
sich daher bei der Behörde. Im-
merhin hat man inzwischen an-
erkannt, dass Messungen wäh-
rend des Baus der Löwenbrü-
cke dort nicht mehr erkenntnis-
bringend sind und eine zweite 
Station an der Siechenkreuzung 
installiert.

Die Stadt beschloss unterdes-
sen, den TÜV Süd mit „belast-
baren Messungen“ zu beauftra-
gen; Ergebnisse sind Ende des 
Jahres zu erwarten. Höchst är-
gerlich, und deshalb auch nicht 
mit Zustimmung der GAL, 

Eine Messung ist eine Messung ist eine Messung

Feinstaub
Die feinen Partikel kommen in der Luft vor, die mit Dieselruß, 
Baustaub oder Abgasen belastet  ist. Hauptursachen sind Indus-
trie, Heizungen und Verkehr.
Gefahren
Die Staubteile sind mikroskopisch klein und gelangen ungehin-
dert in die Lunge, wo sie Entzündungen, Asthma, Wucherungen 
und Krebs auslösen, in hohen Konzentrationen sogar zum Herzin-
farkt führen können.
Grenzwert
Seit Januar 2005 darf nach einer EU-Richtlinie die Konzentrati-
on von Feinstaub eine Menge von 50 Mikrogramm pro Kubikme-
ter Luft im Tagesmittel nicht öfter als an 35 Tagen im Jahr über-
schreiten.

Messort Messtage Überschreitung 
des Grenzwerts

Marienplatz 25 Tage Feb./März 2006 an 5 Tagen
Memmelsdorfer Straße 21 Tage April/Mai 2006 an 2 Tagen
Friedrichstraße 30 Tage Juli/Aug/Sept. 2006 an 3 Tagen
Kapuzinerstraße 17 Tage im Okt. 2006 an 8 Tagen
Luitpoldstraße 35 Tage im Nov./Dez. 2006 an 7 Tagen
Siechenscheune 23 Tage im Feb. 2007 an 4 Tagen

Während andere Städte beginnen zu handeln, wird in Bamberg Feinstaub vor allem gemessen statt bekämpft

denn eigentlich weiß jeder um 
die Belastung der betroffenen 
Straßen. Viel wichtiger wä-
re es deshalb, sofort wirksame 
Maßnahmen zu ergreifen, um 
die dort lebenden Menschen zu 
schützen. Doch je länger man 
misst, desto mehr Zeit haben 
die politisch Verantwortlichen, 
sich um konkretes und viel-
leicht unpopuläres Handeln zu 
drücken.

Allerdings ist die Feinstaub-
belastung auch nicht mal eben 
mit links zu reduzieren. Die 
Sperrung einzelner Hauptver-
kehrsstraßen ist kaum durch-
führbar. Nötig wäre ein konse-
quentes Verkehrskonzept, das 
den nicht notwendigen Ver-
kehr aus der gesamten Innen-
stadt fernhält. Dazu braucht es 
auch keinen neuen Luftreinhal-
teplan, sondern nur den Griff 
in mehrere Rathausschubladen, 
wo umsetzbare Konzepte seit 
Jahren schlummern. Aber dazu 
fehlt dem Stadtrat – ebenfalls 
seit Jahren – der Mut.
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Hauptquelle für Feinstaub: Autoauspuff.                                                                                  Foto: Erich Weiß

Bis zum Jahr 2037 will die nie-
derbayerische Bezirkshaupt-
stadt Landshut vollkommen en-
ergieautark sein – das heißt ihr 
Stadtgebiet vollständig durch 
erneuerbare Energien versor-
gen. Damit hat die erste kreis-
freie Stadt in Bayern nach et-
lichen Gemeinden und Land-
kreisen wie Fürstenfeldbruck, 
Bad Tölz/Wolfratshausen, 
Miesbach, Starnberg oder Ber-
chtesgadener Land einen 100-
Prozent-Beschluss gefasst. Die 
GAL meint: ein gigantisch gu-
tes Beispiel – und Vorbild für 
Stadt und Land Bamberg. 

In einem Antrag vom 18. 
April des Jahres forderte die 
GAL-Stadtratsfraktion eben-
falls die Einführung und Um-
setzung eines Masterplans „En-
ergie und Klimaschutz“ mit 
dem Ziel einer 100-Prozent-
Reduzierung und zwar – um 
noch ein bisschen ehrgeiziger 
als die Landshuter zu sein – so-
gar schon bis 2035. Dann sollen 
zusammen mit dem Landkreis 
Bamberg in kommunalen Lie-
genschaften und Anlagen kei-
ne fossilen Brennstoffe mehr ih-
re Kohlendioxid-Emissionen in 
die Luft blasen. Diese Selbst-
verpflichtung soll als Grundla-
ge für alle künftigen Beschlüs-

se und Vorhaben der Stadt in 
den Bereichen Verkehr, Stadt-
entwicklung und Bauen dienen 
und einmal im Jahr bilanziert 
werden.

Der acht Anträge umfassen-
de Maßnahmenkatalog beginnt 
mit der Stadtverwaltung. Der 
städtische Fuhrpark könnte bei-
spielsweise sukzessive auf pflan-
zenölbetriebene Fahrzeuge oder 
auf solche umgestellt werden, 

die einen Abgasgrenzwert von 
höchstens 120 Gramm CO2 
pro gefahrenen Kilometer auf-
weisen. Städtische Mitarbeiter 
werden angehalten, für Dienst-
wege den ÖPNV, Fahrgemein-
schaften oder das Jobticket zu 
nutzen. Durch eine verringerte 
Beleuchtungsintensität in den 
Nachtstunden soll bei der Stra-
ßenbeleuchtung gespart und in 
einem behördeninternen Wett-

bewerb jährlich das Amt mit 
der größten Reduzierung des 
CO2-Ausstoßes belohnt werden. 
Außerdem soll sich die Stadt-
verwaltung verpflichten, wei-
testgehend Produkte regionaler 
Herkunft zu kaufen, um lange 
Lieferwege zu vermeiden. 

Bei städtischen Liegenschaf-
ten soll nach dem Vorschlag 
der GAL der Bezug von Strom 
und Wärme auf regenerative 

Energien beziehungsweise auf 
Kraft-Wärme-Kopplung (zum 
Beispiel auch zur Versorgung 
des ERBA-Geländes und wei-
terer neuer Baugebiete) aus den 
Netzen der Fernwärme GmbH 
oder des Zweckverbands Müll-
heizkraftwerk umgestellt wer-
den. Besitzer denkmalgeschütz-
ter Gebäude sollen mit Archi-
tekturwettbewerben und finan-
ziellen Zuschüssen dazu ange-
regt werden, ihre Häuser ener-
getisch vorbildlich zu sanieren 
und damit zu Vorzeigeobjekten 
mit auch touristischer Anzie-
hungskraft zu machen.

Weitere Maßnahmen sind ei-
ne energetisch modellhafte Bau-
leitplanung, die die Flächennut-
zungs- und Bebauungspläne als 
ökologisches Steuerungsinst-
rument einsetzt sowie eine Re-
duzierung des motorisierten 
Individualverkehrs (MIV) in 
der Stadt –  wenn nötig, auch 
durch Einführung einer City-
Maut. Hierzu muss nach Mei-
nung der GAL auch der im 
Jahr 2002 beschlossene Bam-
berger Verkehrsentwicklungs-
plan, der noch eine Zunahme 
des MIV um 20 Prozent bein-
haltet, den neuen Erkenntnis-
sen angepasst werden. Diesem 
Ziel dienen außerdem eine op-

timale Gestaltung des ÖPNV-
Netzes mit einer besseren Inte-
gration des Umlands und einer 
verbesserten Anbindung der 
Stadtbusse an Bahn und Regio-
nalbusse sowie ein gut markier-
tes Rad- und Fußwegenetz mit 
einer größeren Zahl an Fahr-
radabstellplätzen in der Innen-
stadt und an den ÖPNV-Halte-
stellen – vor allem am Bahnhof! 
Weitere Handlungsziele: Schaf-
fung einer unabhängigen kom-
munalen Energieberatungsstel-
le für bau- und sanierungswil-
lige Bürger, die Visualisierung 
des Strom-, Wasser- und Heiz-
energieverbrauchs an Schulen, 
um Schüler, Lehrer und Eltern 
für das Thema zu sensibilisie-
ren, und die Etablierung eines 
Clusters „Regionale Wertschöp-
fung durch regenerative Energi-
en“ durch Stadt und Regional-
management der Wirtschafts-
region Bamberg-Forchheim 
(WIR). Denn vorsichtig gerech-
net gehen durch den Import 
von Öl und Gas für Stadt und 
Landkreis Bamberg pro Jahr 
zwischen 140 und 180 Millio-
nen Euro an Kaufkraft verloren 
– die beim Einsatz von regional 
erzeugten regenerativen Energi-
en hier verbleiben könnten.
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Prima Klima ohne Öl und Gas
Die GAL hat einen Masterplan „Energie und Klimaschutz“ aufgestellt. Bamberg könnte bis 2035 energieautark sein.


